
Run 19/54.-.—-

Verkündet
, ' I m N a_m @ n d e e V o l'k e s !

am 140401955

In Sachen

Klägers, Revisionr sklägcrs und
Rev1„ion‚beklavten‚

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

äie Ruhrknappschaft in Bochum, Pieperstr„ 12,

Beklagte, Revisionsbeklegte und
Revieionsklägerin,

Prozeßbevellmächtigte:

hat der 5° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 140 April 1955,

an der mitgewirkt haben

Senat3präsident Dr„ B r o c k h o f f

},
als Vorsitzender,

Bundesrichter F e e h n e r und

.Bundesrichter Dr. D a p p r i e h
als weitere Beruferiehter,

Bundessozialrichter B o d i f e e und
Bundessozialrichter D a n n e b o m

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Sozialgerichts Münster vom

24„ $eptember 1954 wird aufgehoben„ '

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Sozialgericht Münster zu—
rückverwiesen°

V 0 n R e c h t s w e g e n 0
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Die Beklagte hat die dem Kläger seit dem Jahre 1928 zuer—
kannte Kneppschefterente in der Zeit vom l° Mai 1945 bis zum
28‚ Februar 1947 nur teilweise ausgezahlt; gezahlt wurde für hei
1945 nichts, für Juni und Juli 1945 nur 25 v„H„, für August 1945
bis November 1946 nur 50 v.H. und für Dezember 1946 bis Februar

1947 nur 80 v°H„ der vollen Kneppscheftsrente. Über die Vornahme

der Kürzungen selbst erhielt der Kläger jeweils keinen Bescheid;

dagegen wurde in einem Umrechnungebeecheid vom September 1946,

der anläßlich einer vom 1° März 1946 an gewährten Unfallrente ere

teilt und nicht angefochten werden ist, der Berechnung die Kür—

zung von 50 v‚H„ zu Grunde gelegt°

Am 3, September 1952 beantragte der Kläger die Nachzahlung,

der für die Zeit von Mai 1945 bis Februar 1947 nicht gezahlten

*Beträge, für den Fall der Ablehnung die Erteilung eines rechte-
mittelfähigen Beecheides° Die Beklagte erteilte ihm darauf einen

eblehnenden Bescheid; zur Begründung berief sie sich darauf, daß

die Britische äilitärregierung die Herabsetzung in ihrer Sozial—

vereieherungedirektive (SYD) Nr° 13 für jene Zeit, und zwar auch

rückwirkend, mit gesetzlicher üirkung vorgeschrieben habe°

Der Einspruch des Klägers hatte keinen Erfolg; in dem ebleh—*

nenden Bescheid wurde die Herabsetzung für die Zeit vor dem In—

krafttreten der BVD 13 auch noch auf mündlich erteilte Anordnun—
gen_der Besatzungsmacht gestützt. Die gegen diesen Bescheid vom

Kläger beim Knäppechaftsobervereicherungsemt Dortmund eingelegte

Berufung ging am 1„ Januar 1954 als Klage auf das Sozialgericht

äünster über°

Das Sozialgericht äünster hat durch Urteil vom 24° Sep■em-

ber 1954 der Klage für die Zeit vom 1° Mai 1945 bis zum 28° Fe—
bruar 1946 stattgegeben und sie im übrigen abgewiesen° Be hat

die Berufung zugelasseno

Dee Sozialgericht Äünster begründet seine Entscheidung für}
“die Zeit von Mai 1945 bis Februar 1946 damit, daß mündliche An—

weisungen der Besatzungsmacht, deren Bestehen als möglich unter—

stellt wird, als nur vorübergehende tatsächliche Zahlungehindern

nisse, nicht aber als wirksame Anderungen der gesetzlichen Vor“
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schriften anzusehen seien, und daß die Ziffern 1 und 2 der BVD

} keine rückwirkende Kraft hätten; für die Zeit vom .,üärz 1946

an sieht das Sozialgericht die durch die Sozialversichcrungcdi—

rektiven getroffene Regelung als geltendes, die bestehenden Vor—

schriften ebänderndes Recht an°

Das Urteil int den Parteien am ll° Oktober 1954 zugestellt
werden° Seide ?arteien haben am 9.November 1954 gegen äac Urteil

Sprungrevision eingelegt und jeweils die schriftliche Erklärung

äer Einwilligung des Rechtsmittelgegners beigefügt, '

Der Kläger beantragt, den klageabweisenden Teil des ange—
fochtenen Urteils eufzuheben und die Bek agte zu verurteilen,

ihm für die Zeit vom l° März 1946 an die gekürzten Rentenbe—
lträge unter Berücksichtigung der Hährungeumstellung zu zahlen

und die Revision der.8eklagten kostenpflichtig zurückzuwcisen„

Er trägt vor, die Sozielv reicherungsdirektiven seien zwar
wirksam, sie hätten jedoch nur den Zweck gehabt, augenblick—

liche Notetände äurch zeitweise Zahlungsverbote zu beheben„

Die SVD 13 epräche ausdrücklich von den Renten, auf die der

Rentner Anspruch habe; durch sie solle dieser RechtsanSpruCh

daher nicht gemindert werden; die 303ielverst:herungedirck—

tiven enthielten auch nicht, wie z.B. die Sozielvercicherungc—

enoränung Nr° 5, ein Hechzehlungsverbot für die fraglichen

Zeiträume°

Die Beklagte beantragt, den der Klage stuttgebenden Teil

des angefochtenen Irteils aufzuheben, die K age auch i so—

weit abzuweisen und die Eevieion des Klägers kostenpflichtig

zurückzuweisen°

Sie trägt vor, daß die Rentenkürzungen in der Zeit vor

äem l° März 1946 durch die Bestiemungen der SVD Nr‚ 1 Ziff„5 g

und der SVDer, 13 Ziff‚ 1 — rückwirkend — rechtlich geäeckt
seien° Hilfsweise macht sie noch geltend, daß die ihrem Knepy—

schaftsdirektor “ ' auf die stets wiederholten Vorstellungen

bei den englischen Dienststellen erteilten mündlichen Anwei— '

gungen der Militärregierung auch ohne die nachträgliche Deckung

durch äie Vorschriften der Sozialvereicherungsdirektiven voll

wirksam gewesen seien°

'n.‚.Im übrigen wird auf den vorgetragenen Inhalt der ldft€i”

schriitsätze und die Sitzungsniederechrift Bezug genommen,

,_ 4 _„„-„„
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ieiesil„eesiiannefezyeée

Die Sprungrevisionen beider Parteien sind form" und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden; sie sind nach 5 161 SGG

auch eteüthefto

Das angefochtene Urteil her in vollem Umfenge eufzuhchcn„

Beide hevieionen fügen in erster Linie die unrichtige An—
wendung der Vorechriftcn der Sozielvereieherungedirektiven

■fa 13 und 25° Diese Direktiven Sind Anordnungen der Control Com—

mission for Germany (British Element) — Menpower Division — an

die regionalen Heuptquertiere der Britischen hilitärregierung.

Dies regionalen Stellen haben die Birektiven den jeweils be—

teiligten Behörden und Sezialversieherungstmägern übereendt und
&'eie zu ihrer Durchführung verenleßt (vgln einleitende „imerkung

von Dobbernack im Arbeitsblatt für die britische Zone, 1947,

s„lO), ohne daß die Direktiven von der hilitärregierung amtlich

veröffentlicht wurden„

Bei deraftigen unvcröffentlichten Anordnungen der Besat—

zungsmächte kommt es für die Beurteilung ihrer rechtlichen Be—
äeutung nicht auf ihre Bezeichnung, sondern auf ihren Inhalt

an° Rechtslehre und Verwaltungspraxis haben da, wo es sich um

äie "ertikulierte Regelung eines bestimmten Gebietes handelt",

das Vorliegen echter Rechtsverschriften auch denn angenommen,

wenn sie ausnahmsweise nicht in der normalen Eerm des Gesetzes

„ sung giltoder der Rechtsverordnung erlassen sind° Bieee Aufqu

h fnach Ansicht des erkennenden Senats jedenfalls ano ür äie»

jenigen feile der Sozielvereicherungsäirektivcn 13 und 23, die

sich auf die Rentenkürzungen der knappecheftlichen Rentenver—

eicherung beziehen° Insoweit handelt es sich demnach um zwin—

gende hechtever3ehriften der Beentzungsbehöräe° Da dies 3 Be—

eetzungsrecht für die gesamte britische Zone erlassen iet, dam—

nech über den Eezirk des Landeesozialgerichts Nordrhein—Feet—

£elen in Essen (als des in Frage kommenäen Berufungsgerichts)

hinaus gilt, kann auf seine Verletzung‚die äevieion gestützt

werdeno

\I-
1

vun—wm“.. „m...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


| \n

I

II, Entscheidungen deutscher Gerichte, in denen über die

Anwendung von Bertimmungen der Besetzungemächte zu erkennen

ist, eind jedoch durch des zur Durchführung des Besetzunge—

etatute crgangene Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen Komrie—

sion (AHK) über die Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen

Gebieten vom25.11.1949 (AHKABl., s., 54) "beschränkt.,
„

*
Der hier in Frage kommende Artikel 3 unterscheidet zwi—

echen (Abs, 1) Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, Ent—
scheidungen oder Anordnungen, die durch die Besetzungebehör—

den oder eine von ihnen ebgelöste Behörde veröffentlicht sind

und (Abs, 2) Anordnungen der Besetzungsbehörden oder der Be—

satzungsstreitkräfte oder einer von ihnen abgelöeten Behörde.

Im Falle des Absatzes 1 wird den deutschen Gerichten die

Verneinung der Gültigkeit oder Rechtmäßigkeit der in Frege

kommenden Bestimmung untersagt, im übrigen aber ist die Rechte—

norm — insbesondere, soweit ihre Auslegung in Frege kommt —
der würdigung des deutschen Gerichts frei zugänglich,

Im Falle des Absatzes 2 dagegen ist jeder deutschen Be—

hörde und somit jedem deutschen Gericht (vgl. engl. Wortlaut

"Authoritiee") eine Entscheidung "über das Bestehen, den

Inhalt, die hechtsgültigkeit oder den Zweck” der Anordnung

verboten; dies gilt nach dem AHKG Nr. 71 vom 10, Januar 1952

(AHK ABl. S. 1399) für jede Anordnung, ohne Rücksicht darauf,

ob der Gegenstand derselben zu den der Gerichteberkeit der.

AHK vorbehaltenen Gebieten gehört. ‘ '

Artikel 4 dee AHKG Nr, 15 bestimmt schließlich, deß‘

Ventgegen den Voreehriften des Artikels 3 getroffene Vorschrif—

ten nichtig sind.

III, Das Sozialgericht Münster hat bei seiner Entscheidung

die Gültigkeit oder Rechtmäßigkeit der Sozielversicherunge—

direktiven nicht in Frage gestellt, es hat jedoch ihren Zweck

und Inhalt ausgelegt, Dabei hat es insbesondere die Frage ent—

schieden, ob die SVD Er. 13 eine echte hinderung der Renten
herbeiführen oder der Beklagten nur einen vorübergehenden

Zehlungeaufechub gewähren wollte und ob die BVD 13 für die
Zeit von Mei 1945 bis Februar 1946 rückwirkende Krnit habe.
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Die Frage, ob das Sozialgericht zu einer solchen Dn„ncr03—

dung berechtigt war, hängt äavon ab, ob die Sozialvereicherungw—

direktiven unter üen Absatz 1 oder den Absatz 2 (133 1rtikcle
«

3 dee „11KG H1, 13 fallen°
.

Ob eine iM8011 mvor chrift éee Beeatzungerechte unter Ab—

veetz 1 oder Absatz 2 3.3.0. einzuordnen iet, ist nicht in

ellen 1ä.l1en unbestritten, de der meßgebliche Wortlaut der

Bestimmung in vieler Hinsicht mit den Begriffen der Systeme—

tik des deutschen Rechte nicht ubeic1n1iimmto

Es könnte zunächst scheinen, als ob Absatz 1 alle geno—
rellen, en die illeoue1n1eit gerichteten hesäi*manxcz Ab—

satz 2 dagegen alle an einzelnen Personen oder Stellen ge—
richäeten Bestimmungen zur „ef lung; bestimmter 1‘ällo oe—
träfeo 80 veriritt auch des "Hendeuoh dee Beeetz*nuu°eclte”

(von Schneller , Maier, fehler, 3übingen, 1951 — % 58 B VI
4 a S, 54 —) grundsätzlich folgende „ulfl■eunf Her insoweit

unbedenklich gefolgt werden kann: ”., Üie UHUG’”LhGJGUHQ
zwischen Absatz 1 und Absatz 2 ist dahin zu treffen, ir 1ß cs

eich bei Absatz 1 um veröffentlichte, en die Allgemeinheit

erichtete Hoch cevo „chiiiucn, bei Abee. tz 2 um nichtvcröf—

ientlichte Anordnungen 1ür den einzelnen Fall handelt„‚“

Mit dieser „nL„cr idung ie t jedoch 1ür Cre 115165.110noch kein

sicheres Yriterium gewonnen; als eolche Bälle kommen vor:

an die Allvemeinheit gerichtete aber unveröffentlichte,u

und einen Einzelfall betrefiende, aber trotzdem veröffent—

lichte Anordnung-‚en° Im Hdß a„e.0„ wird die Au:fim1 sung ver—
treten, daß man beide Fälle nach dem A satz 2 zu behandeln

habe, ”denn in beiden Eäl.len era cheint es a% eme% %er, den

e‚euzungemächten die Nach; 3rufung zu ermöglichen, 313 die

ieute cloén Behörden zur wiäereprucheloeen Anwendung zu vor—
111chuen „.„” Die ee Ansicht reic ht als Bcg“ünäung jedoch

nie11t aus, Man iiä zwar üevon ausgehen können, daß nach

der „u11eeevng deer AHK ale äee Gesetzgebers Abeetz 1 als
die eare1ere vorechrift anzusehen ist, de c'c keine Kög«

?
;

1
iehkeit offen läßt, etwa auftretende Szeifel en der Sirk—

e

P
.!

„'zhcii ode r J„1L1*reit von Voreclriften äur*n „01cevoiauvf—
\

lungen (Verleger zu heheoen, sondern ihre ')»id.err1prueheloee

__'7_‚.
, „...-.... .-v—uw
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Anwendung vorschreibt, während Absatz 2 die Möglichkeit bietet,

die Besatzungemeeht zu einer erneuten bbernru1unu zu v*1unlu„-

sen° Diese Auffassung allein ermöglickt es 3edoch nicht, die

Grenzfälle deexvegen demjenigen Absatz zuzurechnen, dessen He—

gelung "angemessener" erscheint, Nach dem gesetzlichen‘„ort—

laut kommt es vielmehr entscheidend allein aui‘ die Ie teecho

der Veröffentlichung durch die°Besetzungebehörden an, das

einzige Unterscheidungemerkmal, des Absatz 1 a,e„0. zueätz—

lich verlangt° Die AHK hat also bewußt —allerdings eusgehend
wohl von der Regel, daß veröffentlicht im allgemeinen nur die

Allgemeinheit betreffende Vorschriften werden— den ente che i—

denden Wert dem Merkmal beigemeeeen, ob eine amtliche Veröffent—

lichung der Beeatzungsoehörden vorliegt° Dieser besonders ein—

dringlichen Formvlierung der Bekundung des Willens der Beeat

zungsmeoht sollte in jedem Falle ein besonders starker Schutz

zuteil werden° DieSe Auffaseung wird beot„tigt durch /i1i‘er 2 e
des Beeetzungsstatuts, auf dem des G%ctz Nr° 13 beruht, wonach

vorbehalten olieb die Zuständigkeit, des Prestige der Besat—

zungsmacht zu wahren° Nicht 3130 aus dem Inhalt der Hormen,
Sendern nur aus der Form ihrer Veröffentlichung läßt eich ein

sicherer Schluß auf ihre Zugehörigkeit zu Absatz 1 oder Absatz 2

ziehen° Dafür epricht auch folgende Erw& :ung: In beiden \bs ätzen

ist als Norm niedrigsten Ranges die "Anordnung" genannt, Dieses

Hort "Anordnung" wird in der ?raxis der Besatzungebehörden so—
wohl für generelle als auch spezielle Anweisungen benutzt (MdB

@ 38 VI 4 & nee, 2), Vorb-110ntl'ehunwe im ■l■n8 nes AD?un%em

vl e„e,u, muemen von een .s setzung;coehoracn in den Amtebiätuern

der eilitärregierung vorgenommen werden sein" Bestimmungen der

Besatzungsmacht, die nur durch_3rlasse en die in Frage kommen—

de1 Behörden und Anstalten oder durch Veröffentlichungen sei—

tens deutscher Behörden in deutschen Amtebléttern bekannt ge»

macht werden sind, können nicht als "durch die Be°utzunpsbc—

hörd3n oder eine von ihnen abgelöe te Behörde" veröffentlicht

angesehen werden, (Vergl° HdB e.e„0„,-Beumbach—Leutcrbach,

22 nule s 1751, Baur, max 50 s 150),

wenn in dem fra nzösischen Gesetzestext statt des für

amtliche verei £ient].ic hung von Ge&:etzen gebfe uch]ichen Ze'i t—

worte "promulguer" das Wort "publier" verwendet wird, so ‚
j

......» . ..-.- „...
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können hieraus keine maßgebenden 5chlüese gezogen werden° Einmal
spricht auch das AHKG Nr° l‚.dae die Einrichtung der Amtsblätter

behandelt, von “publié” und "publication”, obwohl hier nur die

VCro1ien lichung im jur1 ieti1 ch—technie °chen Sinne gemeint sein

kann, und zum anderen gibt das im englischen Wortlaut gebrauch—

te Wort "publieh"'zu derartigen Zweifeln keinen Anlaß, wobei

besonders ins Gewicht fällt, daß es sich um eine Bee ti u;1mung der

Britischen mllliüff05l€fü■■ handelt, für deren A olee511ng der

ische rtlrut m‘;<ebend ie t°

Die Sozialvereioherungsäire?tiven sind nicht durch die

'e„utaunä;benorden in ihren Amteblättern veröffentlicht; sie
1ellen Ceher unter Absatz 2 des Artikels 5 AHKG Nr° 130

Das Sozialgericht hat mithin in seiner angefochtenen Ent—

seheiäung ub-r Fragen ehte chieden, die se in<r Piüi ungezu„twno1«—

keit entzogen waren. Es hätte da her zunäche t von einer eigenen

Enteeheiäung ebeehen unä die Zeife *iregen über Inhilt und
‚Zweck der iiier etreitigen Bevt1nhun en der 5021nlvenfieheruny"

direktiven den Besatzungebehörden zur Entscheidung vorlegen müs—

een° Eine M01 he Vorlage wäre einzig denn nicht erforderlich ge—

wesen, wie der erkennenäe Senat mit dem Bundesverfassun“ gerieht

(Entsor eidung vom 18 1954 —BVerfG‚ Enteeheiäungen 8.2 8„203—)

■n_nimmt, wenn d% Soziale weri ht über 8eétehen, Inhalt‚ Rech-erül—

tigkeit und Zweck der zu Grunde lieg enden Vorechr11*er keine

Z„eifel gehabt hätte; in äem zur Entscheiäung stehenden Felle

eind die entscheidenden Fragen (51 oben unter II) jedoch echte

„„eifel und 8treitfregen gewesen° ' '

Ein gleiches gilt für die von der Beklagten behauptete
mündliche Anordnung der militä rre egierung, soweit die vom Sozial—

“gericht noch zu treiienden Fe tetellungen ergeben, daß dabei

überhaupt Anerdnungen im ßinne des Artikels 3 Abs„ 2 AHKC 15 vor—
' 1eleg en haben° ' '

Die Entscheidungen des Sozialgerichte ist daher naeh
Artikel

1 Absat 2 1 des AHKG Nr„ 13 als im vollen Umfang nich—

tig anzuseheno ;

Der erkennende Senat ist.ebeneo wie der IV° Zivil„ enat

des Burooeberieht„hoie in seiner Entecheidung_vom 310101952
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389) der Auffaesung, daß Urteile, die unter

Vorschriften des Artikels 3 Abs° 2 des AHKG 13

ergangen sind, trotz der in Artikel 4 angeordneten Nichtigkeit

mit den zulässigen Rechtsmitteln angefochten werden können,

da im Gegeneatz zu den Fällen des Artikels 2 in den Fällen

des Artikels 3 üie Zuständigkeit der deutschen Gerichte für

es Verfahren gegeben und nur bei der Entscheidung bestimmter

Fragen beschränkt ist (vergl.° Baumbach—Lauterbach, ZPO, 22„

(BGHZ Bd., 4 e.,
Verletzung der

}Ltli‘l
9

S3
0

l‘753)

::

Der Senat war daher in der Lage, über die Revision zu
entscheiden; er mußte das angefochtene, als unwirksam anzu—

sehende Urteil aufheben°

Da die aufgehobene Entscheidung unwirksam war, hat es
äer erkennende Senat nicht für engängig gehalten, in der

Sache selbst Zu entscheidend '

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil
vorbehalten°
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